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INFORMATIONEN DER SPD-FRAKTION IM HESSISCHEN LANDTAG - 7. Feb. 2019

LANDTAG DEBATTIERT BOUFFIERS REGIERUNGSERKLÄRUNG

„PARADEBEISPIEL FEHLENDER INSPIRATION“
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Der Überschrift seiner Regie-
rungserklärung – „Aufbruch im 
Wandel“ – ist Ministerpräsident 
Volker Bouffier aus Sicht 
des Oppositionsführers 
Thorsten Schäfer-Gümbel 
nicht gerecht geworden: 
„Machterhalt anstelle von  
Reformpolitik, dafür stand 
diese Rede.“ 
Gewöhnlich erwarte man 
vom Ministerpräsidenten 
am Anfang der Wahlperiode 
einen Aufriss der wichtigs-
ten politischen Vorhaben. 
Abgeliefert habe Volker 
Bouffier ein „Paradebeispiel 
fehlender Inspiration.“
„Ein politischer Neuanfang 
für Hessen sieht anders aus. 
Für einen Aufbruch braucht es ers-
tens ein Ziel, zweitens eine Idee, 
wie man dahin kommt, und drittens 
den Mut, einen neuen Weg zu ge-
hen. Nichts davon hat Herr Bouf-
fier heute skizziert“, sagte Schäfer-

Gümbel. Auf die entscheidenden 
Fragen nämlich das Gelingen der 
Mobilitätswende, die Schaffung 

von bezahlbarem Wohnraum, die 
Zukunft der Finanz- und Automo-
bilindustrie und die bestmögliche  
Ausstattung von Schulen, habe der 
Ministerpräsident keine Antwor-
ten gegeben. Schäfer-Gümbel for-

derte ein Umdenken bei der Woh-
nungspolitik. Die Schaffung von 
bezahlbarem Wohnraum gelinge 

insbesondere im Ballungs-
raum nicht mit den Instru-
menten, die bereits in der 
Vergangenheit gescheitert 
seien. „Vordringlich ist, 
die Bodenspekulation zu 
beenden sowie schnellere 
Verfahren und neue und 
moderne Förderprogram-
me zu etablieren.“
Der Fraktionsvorsitzende 
warnte vor Angst-Popu-
lismus, der nun auch im 
Hessischen Landtag ver-
treten sei. „Seine Vertreter 
wollen am Ende ein ganz 
anderes Land. Sie wollen 

einen autoritären Staat, der angeb-
lich Sicherheit gibt, tatsächlich 
aber nur Freiheit nimmt und den 
freiheitlichen Rechtsstaat verach-
tet.“ Dem müssten sich Demokra-
ten entschieden entgegenstellen.

Die SPD-Fraktion im Hessischen 
Landtag hat erneut einen Gesetz-
entwurf zur vollständigen Abschaf-
fung von Straßenausbaubeiträgen 
vorgelegt. Der Parlamentarische 
Geschäftsführer der SPD-Land-
tagsfraktion, Günter Rudolph, 
sagte dazu: „Schon zwei Mal  hat 
die SPD einen Gesetzentwurf zur  
Abschaffung von Straßenausbau-
beiträge eingebracht. Zweimal hat 
sie die Mehrheit von CDU und 
GRÜNEN ohne parlamentarische 
Beratung abgelehnt.“ Mittlerweile 

gebe es über 60 Bürgerinitiativen 
in Hessen, die sich für die Abschaf-
fung von Straßenausbaubeiträ-
gen einsetzen. Die Erhebung von 
Straßenausbaubeiträgen werde zu 
einer immer größeren Belastung 
für viele Bürgerinnen und Bürger, 
die einige 10.000 Euro betragen 
könne. Faktisch seien immer mehr 
Kommunen gezwungen, Straßen-
ausbaubeiträge zu erheben. 
„Der SPD-Gesetzentwurf sieht 
vor, die Kommunen durch Zah-
lung einer Investitionspauschale 

in Höhe von 60 
Millionen Euro 
zu entlasten. 
Dieses Geld 
muss zweckge-
bunden für die 
Sanierung von 
Straßen verwendet werden“, sagte 
Rudolph. Damit stehe den Kom-
munen auch nach Wegfall der Stra-
ßenausbaubeiträge die notwendige 
Summe zur Verfügung, um die ört-
lichen Straßen zu erhalten und zu 
sanieren. 

NEUER ANLAUF: SCHLUSS MIT STRASSENBEITRÄGEN

GÜNTER RUDOLPH



Den Vorschlag zur Einführung ei-
ner Grundrente, die eine deutliche 
Anhebung der Renten von Gering-
verdienerinnen bzw. -verdienern 
vorsieht, begrüßte der Sprecher 
für Arbeitsmarkt- und Rentenpo-

litik, Wolfgang Decker (Bild).  
Wer jahrzehntelang gearbeitet, 
Angehörige gepflegt oder Kinder 
großgezogen habe, verdiene da-
für Respekt.  Decker sagte: „Die 
Grundrente steht allen zu, die viel 
geleistet, aber wenig bekommen 
haben. Sie ist für uns keine Sozial-
leistung, sondern Anerkennung der 
Lebensleistung.“

SCHÜLERDEMOS FÜR 
KLIMASCHUTZ

Unter dem Motto „Fridays for Fu-
ture“ gehen wöchentlich Schüle-
rinnen und Schüler auf die Straße, 

um für eine aktive 
Klimaschutzpolitik 
zu demonstrieren. 
Der bildungspo-
litische Sprecher 
Christoph Degen 
wandte sich gegen 

die Unterstellung, dass die Haupt-
motivation der Schülerinnen und 
Schüler im Unterrichtsausfall lie-
ge. Wer so etwas behaupte, der 
habe wenig Zutrauen in die Mün-
digkeit der jungen Generation. 
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Wer von „Schulschwänzern“ oder 
„Kinderkreuzzügen“ rede, habe 
ein merkwürdiges Demokratiever-
ständnis. Degen sagte, er sehe die  
Schülerdemos vielmehr als Be-
standteil von politischer Bildung.

KOMPROMISS BEI
PARAGRAPH 219A

Die frauenpolitische Sprecherin 
Lisa Gnadl hat den Kompromiss-
vorschlag  der Bun-
desregierung zum 
Paragraphen 219a 
des Strafgesetzbu-
ches positiv bewer-
tet. Eine komplette 
Abschaffung des 
Paragraphen sei von der CDU lei-
der abgelehnt worden.  Die SPD 
habe einerserseits erreicht, dass die 
betroffenen Frauen sich besser und 
unkompliziert informieren können, 
und andererseits, dass Ärztinnen 
und Ärzte nicht länger kriminalisiert 
werden, wenn sie darüber informie-

ren, dass sie Schwangerschaftsab-
brüche unter den gesetzlichen Vor-
aussetzungen durchführen.“

GERINGE 
ANERKENNUNGSQUOTE

Der  Gesetzentwurf der Bundes-
regierung, mit dem die Maghreb-
Staaten sowie Georgien als soge-
nannte „sichere Herkunftsländer“ 
eingestuft werden sollen, wird 
von der SPD unterstützt. Thors-
ten Schäfer-Gümbel wies auf die 
geringe Anerkennungsquote bei 
Asylanträgen von Menschen aus 
diesen Ländern hin.  „Die Einord-
nung als ‚sichere Herkunftsstaa-
ten‘ nimmt niemandem das indivi-
duelle Recht auf politisches Asyl. 
Wir wissen, dass es auch in diesen 
Ländern zu Menschenrechtsverlet-
zungen kommt – und genau deswe-
gen steht den Menschen, die davon 
bedroht sind, unverändert der Weg 
zu Asyl in Deutschland offen.“

SOLIDARITÄT MIT 
KULTURSCHAFFENDEN

Die Initiative „Erklärung der Vie-
len“, mit der sich viele Künstlerin-
nen und Künstler für die Freiheit 
der Kunst und gegen Angriffe von 
Rechten auf Kulturinstitutionen 
einsetzen, hat Thorsten Schäfer-
Gümbel gelobt. „Vor hundert Jah-
ren wurde in der  Weimarer Verfas-
sung die Kunst- und Kulturfreiheit 
verankert. Die Freiheit von Kunst 
und Kultur ist heute wieder Angrif-
fen, größtenteils aus dem rechten 
Spektrum, ausgesetzt. Diese rei-
chen von Anträgen auf Entziehung 
von Zuschüssen bis  zu  Morddro-
hungen. Diesen Angriffen stellen  
wir uns entschieden entgegen.“

AKTUELLE STUNDEN KURZ UND KNAPP

GRUNDRENTE HONORIERT LEBENSLEISTUNG

AUCH IN KASSEL GEHEN SCHÜLERINNEN UND 
SCHÜLER FÜR KLIMASCHUTZ AUF DIE STRASSE. 
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NEUER 
FRAKTIONSVORSTAND
Als Vorsitzender der SPD-Fraktion 
wurde Thorsten Schäfer-Gümbel 
wiedergewählt. Parlamentarischer 
Geschäftsführer bleibt weiterhin 
Günter Rudolph. Dem Fraktions-
vorstand gehören als stellvertreten-
de Vorsitzende an: Nancy Faeser, 
Lisa Gnadl, Dr. Daniela Sommer, 
Tobias Eckert, Torsten Warnecke 
und Marius Weiß. In seiner ers-
ten Sitzung wählte der Hessische 
Landtag Heike Hofmann zur Vize-
präsidentin.

29 Mitglieder gehören der neu-
en SPD-Fraktion im Hessi-

schen Landtag an. Die Fraktion hat 
ihren neuen Vorstand (s.u.) und die 
Fachsprecherinnen und Fachspre-
cher gewählt. Innen: Nancy Faeser, 
Bildung: Christoph Degen, Justiz: 
Gerald Kummer, Soziales: Lisa 
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Gnadl, Umwelt: Gernot Grumbach, 
Wirtschaft: Tobias Eckert, Wissen-
schaft: Dr. Daniela Sommer, Di-
gitales: Tobias Eckert, Hauptaus-
schuss: Angelika Löber, Europa: 
Sabine Waschke, Petitionen: Oliver 
Ulloth, Justizvollzug: Frank-Tilo 
Becher, Heimatvertriebene und 

Flüchtlinge: Turgut Yüksel und Fi-
nanzcontrolling: Kerstin Geis. Die 
SPD hat drei Ausschussvorsitzen-
de nominiert: Wolfgang Decker für 
den Haushaltsausschuss, Manuela 
Strube für den Petitionsausschuss 
und Karin Hartmann für den Kul-
turpolitischen Ausschuss. 



„Demokratie braucht Demokra-
ten“, sagte einst Friedrich Ebert. 
Vor fast genau 100 Jahren, am 
11. Februar 1919, hatte die Na-
tionalversammlung Ebert zum 
Reichspräsidenten 
gewählt und damit 
eine wichtige Phase 
in der Demokratie-
geschichte einge-
leitet. Aus diesem 
Anlass hatte die 
SPD-Fraktion Professor Dr. Wal-
ter Mühlhausen (Bild) zu einer 
Gedenkstunde im Landtag einge-
laden. Der Leiter der Reichspräsi-
dent-Friedrich-Ebert-Gedenkstätte 
schilderte nachdrücklich, welche 
zentrale und verantwortungsbe-
wusste Rolle die Sozialdemokratie 
bei der Gründung der Weimarer 
Republik übernommen hatte.

Der Hessische Landtag hat über 
die Vorwürfe gegen hessische Po-
lizeibeamte debattiert, die sich 
rechtsextremer Umtriebe schuldig 
gemacht haben sollen.
Nancy Faeser forderte eine rück-
haltlose Aufklärung aller Vorwür-
fe. Sie  sagte: „Inzwischen spre-
chen selbst konservative Zeitungen 
vom größten Polizeiskandal seit 
vielen Jahren. Das wichtigste Ka-
pital der hessischen Polizei – das 
Vertrauen der Menschen – droht 
Schaden zu nehmen, weil das In-
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GEDENKEN AN 
FRIEDRICH EBERT

FREILASSUNG GEFORDERT
Die Freilassung der hessischen 
Friedenspreisträgerin Şebnem Ko-
rur Fincanci aus türkischer Haft 
hat Heike Hofmann 
gefordert. Sie ste-
he beispielhaft für 
mehr als 100 Jour-
nalistinnen, Jour-
nalisten und andere 
Medienschaffende, 
die sich in der Türkei in Untersu-
chungshaft befinden. „Dort sind 

RECHTSEXTREME UMTRIEBE 
SCHNELLSTENS AUFKLÄREN

MEHR EUROPA

Angesichts des dro-
henden Ausschei-
dens von Großbri-
tannien aus der EU 
hat  Sabine Wasch-
ke gefordert, die richtigen Leh-
ren aus dem Brexit zu ziehen. So 
müsse das Vertrauen in die europä-
ische Idee gerade in der arbeiten-
den Mitte gestärkt werden.  Europa 
bedeute ein soziales Versprechen, 
das auch für faire Löhne und mehr 
Steuergerechtigkeit stehe.

MEHR VIELFALT

Als sinnvolle An-
passung im Hin-
blick auf geändertes 
Nutzungsverhalten 
digitaler Angebote 
sieht Angelika Löber den neu-
en Rundfunkstaatsvertrag. Damit 
könnten die öffentlich-rechtlichten 
Sender interessantere und vielfäl-
tigere Mediatheken anbieten und 
ihre interaktive sowie barrierefreie 
Kommunikation im Web und auf 
Social-Media-Kanälen verbessern.

nenministerium nicht imstande ist, 
in dieser Angelegenheit transpa-
rent zu kommunizieren.“
Besonders kritikwürdig sei, dass 

Parlament und Öf-
fentlichkeit vom In-
nenminister erst mit 
großer Verzögerung 
über das erste Droh-
schreiben gegen 
eine Frankfurter 

Anwältin unterrichtet worden sei-
en, das mit „NSU 2.0“ unterzeich-
net war.

seit dem Putschversuch im Jahr 
2016 Menschenrechtsverletzungen 
an der Tagesordnung. Es gibt kons-
truierte Anklagen mit Terrorismus-
vorwürfen und tausende Strafver-
fahren, nur aufgrund der friedlichen 
Wahrnehmung des Rechts auf freie 
Meinungsäußerung. Die Inhaftie-
rung von Menschenrechtsaktivis-
ten, Journalisten, Anwälten und 
anderer Personen darf nicht unwi-
dersprochen bleiben.“


